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Antrag 221/I/2024

Forum Netzpolitik

Der Landesparteitag möge beschließen:

Der Bundesparteitag möge beschließen:

Open-Source-Strategie des Bundes und Kompetenzzentrum Open Source
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Die Ampel hat im Koalitionsvertrag wichtige Ziele veran-

kert, um die digitale Souveränität zu stärken. Dazu gehö-

ren das Recht auf Interoperabilität und Portabilität sowie

das Setzen auf offene Standards, Open Source und euro-

päischeÖkosysteme. Außerdem ist als Regel festgeschrie-

ben, öffentliche IT-Projekte als Open Source zu beauftra-

gen und bereitzustellen. Entsprechend der Digitalstrate-

gie soll durch den Aufbau von Wissen, Fachkräften und

Kapazität sowie den prioritären Einsatz von Open Source

Software und die verbindliche Nutzung von offenen Stan-

dards die digitale Souveränität auch auf der Seite der Ver-

waltung stärker in den Fokus genommen werden. Bis-

lang ist davon leider fast nichts umgesetzt, unter anderem

auch, weil dringend benötigte Mittel aus einem Digital-

budget oder für das Zentrum Digitale Souveränität (Zen-

DiS) gestrichen wurden.

 

Wir fordern daher:

 

Open-Source-Strategie des Bundes:

Wir fordern die SPD-Bundestagsfraktion unddie sozialde-

mokratischen Mitglieder der Bundesregierung dazu auf,

zur Umsetzung der selbst gesetzten Ziele aus demKoaliti-

onsvertrag eine Open-Source-Strategie für die öffentliche

Verwaltung zu entwickeln. Open-Source bedeutet, dass

der Quellcode unter einer freien Lizenz verfügbar ist,  und

dadurch den Nutzenden die Freiheit einräumt, die Soft-

ware zunutzen, zu verstehen, zu verbreitenundzuverbes-

sern. Die Strategiewird die digitale Souveränität Deutsch-

lands voranbringen und eine Investition in ein modernes

und agiles IT-Ökosystem der Zukunft sein.

 

Die Open-Source-Strategie wird in verschiedenen Hand-

lungsfeldern ein konkretes Zielbild für die aktuelle unddie

folgende Legislatur entwickeln. Sie wird Projekte in missi-

onsorientiertenHandlungsfeldern sowie Projektemit res-

sortübergreifender Hebelwirkung formulieren. Die Pro-

jekte werden mit messbaren Zielen und Zeitplänen ver-

einbart, an denen sich die Regierung messen lassen wird.

Es erfolgt ein regelmäßiger Monitoring-Prozess mit ex-

terner und wissenschaftlicher Begleitung und unter Ein-

bindung der engagierten open-Source-Communities in

Deutschland.

 

ZenDiS zum Open-Source-Kompetenzzentrum des Bun-

des ausbauen:
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Zur Umsetzung und Begleitung der Open-Source-

Strategiewird das ZenDiS als zentrale Beratungsstelle und

Kompetenzpool Projekte von Bund, Ländern und Kommu-

nen unterstützen. Das Open-Source-Kompetenzzentrum

berät auch in Hinblick auf Einsatz und Beschaffung von

Open-Source-Lösungen. Die Behörden werden dabei un-

terstützt, in langfristig wirtschaftlichere, nachhaltige und

digital souveräne Lösungen zu investieren, unabhängiger

von Softwareanbietern zu werden und die Sicherheit

ihrer IT zu erhöhen.

 

Mit ZenDiS als Open-Source-Kompetenzzentrum wird

ein kontinuierlicher Austausch zwischen Bund, Ländern,

Kommunen und relevanten Akteuren etabliert. Im Fo-

kus stehen die Verbesserung der politischen und rechtli-

chen Rahmenbedingungen, der Aufbau und die Festigung

regionaler Kompetenzen, Unterstützung bei Beschaffun-

gen sowie das Bereitstellen von Standards undWissen zu

Open Source.

 

Zielsetzungen der Strategie: 

 

Ziele der Open-Source-Strategie und des Open-Source-

Kompetenzzentrums werden insbesondere sein:

• Starke Erhöhung der Open-Source-Investitionen

und -Neubeauftragungen im Verhältnis zur gesam-

ten Softwarelandschaft.

• Ein verbindlicher Umsetzungspfad einschließlich

Priorisierungwird den verstärkten Einsatz vonOpen

Source-Lösungen in der Verwaltung sicherstellen.

Die Entscheidung über den Einsatz von IT-Lösungen

erfolgt transparent und nachvollziehbar anhand

von objektiven Kriterien.

• Ein:e unabhängig:e Open Source Beauftragte:r der

Bundesregierungwirdbenannt, umüberdieUmset-

zung und Förderung der Open Source Politik zu in-

formieren, zu beraten und zu koordinieren. Diese:r

Beauftragte wird auchim Austausch mit der ehren-

amtlich engagierten Open-Source-Community ste-

hen. Eswerden außerdemRegelungen für Befugnis-

se, Pflichten sowie die Vermeidung von Interessens-

konflikten getroffen.

• Durch regelmäßiges Monitoring wird transparent

erhoben, wie viel Haushaltmittel bei der Beschaf-

fung von Open Source Software ausgegeben wer-

den und anhand der Zielmarken im Umsetzungs-

pfad verglichen. Insbesondere wird der prozentuale

Anteil von IT-Dienstleistungen im Zusammenhang

mit Open-Source Lösungen im Vergleich zu jenen

mit proprietären Lösungen prozentual deutlich er-

höht. Diesem Ziel dient auch die Umstellung der

öffentlichen Verwaltungs-IT auf Open Source Soft-

ware bis zum Auslaufen von aktuellen Rahmenver-

2



I/2024 Landesparteitag 25.05.2024 Antrag 221/I/2024

101
102
103
104
105
106
107
108
109
110
111
112
113
114
115
116
117
118
119
120
121
122
123
124
125
126
127
128
129
130
131
132
133
134
135
136
137
138
139
140
141
142
143
144
145
146
147
148
149
150
151
152
153

trägen mit den großen Anbietern von Büro-, E-Mail

und Datenbanksoftware, mit der Vereinbarung von

durch Behörden einfach und unkompliziert nutzba-

rer Rahmenverträge.

• Eine Schulungs- und Workshopkampagne für die

Bedeutung der digitalen Souveränität der öffent-

lichen Verwaltung wird den Anteil von sensibili-

sierten Entscheider:innen und Nutzer:innen in der

öffentlichen Verwaltung messbar erhöhen. Schu-

lungsmaßnahmen zur Auswahl und Nutzung von

Open-Source-Software werden kontinuierlich ange-

boten.

• Entwicklung eines Maßnahmenprogramms zur Er-

höhung der Akzeptanz der Nutzer:innen von Open

Source-Lösungen in der öffentlichen Verwaltung,

die auf offene Kommunikation, Nutzer:innenzen-

trierung und den Einsatz qualitativ guter und nut-

zendenfreundlicher Produkte setzt.

• Die digitale Souveränität der Verwaltung ist durch

Vernetzung mit relevanten Stakeholdern sowie ei-

ne enge Zusammenarbeit zwischen allen Verwal-

tungsebenen, der EU, des Bundes, der Länder und

Kommunen zu stärken. Dazu gehören insbesondere

auch die Koordination, der Austausch und die Ver-

zahnung der Strategien zur Verwaltungsdigitalisie-

rung und zu Open Source von Bund, Ländern und

Kommunen. Fachverfahren in der öffentlichen Ver-

waltung werden auf Open Source Software umge-

stellt und zur Nutzung offener Standards verpflich-

tet.

• Prüfung und Verbesserung u.a. der rechtlichen Rah-

menbedingungen für den Einsatz von Open Source

und die Unterstützung bei der Beauftragung und

sicheren Verwendung aktueller Technologien und

Entwicklungen im Bereich der Open Source Soft-

ware. Expertise kann durch extern einzuholende

Gutachten ergänzt werden.

• Moderne Basissoftware für die gemeinsame IT des

Bundes: Basissoftware auf den Arbeitsplätzen der

Verwaltung und auf der Serverinfrastruktur muss

auf offenen Standards und Open-Source aufbauen,

um einerseits die digitale Souveränität zu erhöhen

und andererseits eine nahtlose Integration in Fach-

verfahren und effizientere Bürgerservices zu ermög-

lichen. Die hohe Abhängigkeit des Staates von ein-

zelnen Anbietern proprietärer Software bei zentra-

len Bausteinen ist nicht mehr hinzunehmen. Ins-

besondere bei grundlegenden und behördenüber-

greifenden Bedarfen wie der elektronischen Akten-

führung, der Verwaltung von E‑Mails, Terminen und

Kontakten, bei Kollaborationstools für die interne

Zusammenarbeit ist Abhilfe zu schaffen. Statt des-

sen ist das entsprechende Open Source Ökosystem
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zu nutzen/aufzubauen. Dazu werden die Einrich-

tungen des Bundes wie ZenDiS und ITZ Bund mit

entsprechenden Ressourcen ausgestattet.

• Der Souveräne Arbeitsplatz openDesk des Bundes

als einheitlicher Behörden-Desktop, bestehend aus

einem Paket an freier Open Source Software, der

derzeit von BMI und ZenDiS entwickelt wird, kann

zukünftig in jeder Kubernetes-fähigen Cloud be-

trieben werden. Für ein zeitnahes Rollout und  die

Bereitstellung eines umfangreichen Supports für

die Migration auf den neuen Arbeitsplatz fordern

wir entsprechendeHaushalts- und Personalressour-

cen als Investition in die Zukunft bereitstellen.

• Sofortige Umsetzung der im Koalitionsvertrag ver-

einbarten  Open SourceMulti-Cloud Strategie durch

Beauftragung einer auf Open Source Cloud für die

öffentliche Verwaltung, mit dem ein gemeinsames

Ökosystem aufgebaut wird, das gemeinsame Inter-

operabilitätsstandards definiert und zur Referenz-

implementierung für föderierte Dienste in der öf-

fentlichen Verwaltung wird.

• Die IT-Einrichtungen des Bundes, wie das Zentrum

Digitale Souveränität (ZenDiS), werden mit den er-

forderlichen Ressourcen ausgestattet, insbesonde-

re mit den Personal- und Haushaltsmitteln, damit

die öffentliche Verwaltung künftig über essentielle

Basistechnologien der Verwaltung auf Open-Source

Basis souverän verfügen kann, Migrationshilfe leis-

ten kann und Rahmenverträge mit Dienstleistern

für Open Source schließt. Insbesondere wird das

Zentrum Digitale Souveränität (ZenDiS) mit den er-

forderlichen Ressourcen zur Erfüllung seiner Aufga-

ben im Bereich der Digitalisierung ausgestattet.

• Weiterentwicklung einer zentralen Software- und

Quellcode-Plattform der Öffentlichen Verwaltung

auf Basis von Open CoDE zur unkomplizierten

und rechtsicheren Nutzung, Austausch sowie

der aktiven gemeinsamen Entwicklung (z.B.

über Github) von Code für Software-Pakete von

Arbeitsplatz-Software über Basis-, Querschnitt- und

Infrastrukturdienste sowie Fachverfahren bis zu

Server-/Cloud-Software. Erst durch das Erschaffen

einer aktiven Community wird sichergestellt, dass

Projekte sich langfristig entwickeln können und

von mehreren Stakeholdern getragen und weiter-

gedacht werden können. Durch die zentrale Ablage

von offenen Quellcodes wird die Wiederverwen-

dung und gemeinsame Arbeit an Softwarelösungen

der Öffentlichen Verwaltung zwischen Verwaltung,

Wirtschaft und Gesellschaft gefördert. Neu- und

Weiterentwicklungenmit öffentlicher Finanzierung

sollen grundsätzlich dort dokumentiert und in

Quellcode sowie ausführbaren Paketen hinterlegt
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werden (public money, public code). Die Weiter-

entwicklung von Software-Projekten wird von

einem Projektträger durch Beratung, Bereitstellung

von Tools, Austauschformaten und Hackathons

unterstützt.

• Einführung/Anschaffung von Open-Source Low-

Code/No-Code Plattformen, die auf Open-Source

Basis bereits marktverfügbar sind (z.B. mit Exo-

platform  oder lutece aus Frankreich) und es Mitar-

beitenden mit wenig technischen Einstiegshürden

erlauben, mit einfachen Mitteln Vorgänge zu digi-

talisieren und automatisieren, ohne auf technisch

oft ungeeignete und kurzfristig gedachte Hilfstools

wie Excel oder ähnliches ausweichen zu müssen.

Lösungen werden transparent und austauschbar

zur Verfügung gestellt, können wiederverwendet

und weiterentwickelt werden. Low Code und No

Code sind Entwicklungsansätze, die es der Verwal-

tung ermöglichen, Anwendungen mit minimalem

bis gar keinem Programmieraufwand durch visuelle

Schnittstellen und Drag-and-drop-Funktionen zu

erstellen, wodurch sie schneller und zugänglicher

als traditionelle Programmierung sind. Gefundene

Lösungen sollen allen Behörden der Kommunen,

Länder und des Bundes zurWiederverwendung und

Anpassung an eigene Bedürfnisse zur Verfügung

stehen.

• Im Rahmen der Open Source Strategie fordern wir,

dass die öffentliche Verwaltung bei Beschaffung

von Hardware (IKT) den Anteil modularer und re-

parierbarer Produkte, die auf Open Source Soft-

wareundOpenHardware Lizenzenbasieren, erhöht.

Dies fördert Nachhaltigkeit, langfristige Software-

Unterstützung, Unabhängigkeit von einzelnen Her-

stellern, senkt langfristige Kosten und stärkt die di-

gitale Souveränität.

• Die Open-Source-Community soll bei der Normung

und Standardisierungunterstütztwerden, umKom-

patibilität und Qualität zu sichern. Die Gemein-

nützigkeit für Open-Source-Projekte soll dazu aner-

kannt werden, um steuerliche Vorteile und finanzi-

elle Unterstützung zu ermöglichen.

 

Begründung

Die Stärkung der digitalen Souveränität durch die Förde-

rung vonOpen Source und offenen Standards ist zentrales

Anliegen der Ampelregierung. Dennoch ist festzustellen,

es fehlt an konkreter Umsetzung und finanzieller Unter-

stützung, etwa wurden die Mittel für das Zentrum Digi-

tale Souveränität (ZenDiS) massiv gestrichen.[1] Wir müs-

sen daher die Entwicklung einer Open-Source-Strategie

auf Bundesebene in Fokus nehmen, die Einrichtung ei-
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nes Open-Source-Kompetenzzentrums zur Beratung und

Unterstützung, die verstärkte Investition in Open Source

in der Verwaltung und die Schaffung moderner, sicherer

und unabhängiger IT-Systeme durch die Verwendung von

Open Source Software und offenen Standards, um Lock-

In-Effekte zu vermeiden, die IT-Sicherheit zu erhöhen und

eine breite digitale Kompetenz zu fördern.

 

Fußnoten: [1] Antwort der Bundesregierung auf die

kleine Anfrage von Anke Domscheit-Berg u.a. zur

Bedeutung von Open Source Software im Bund

und die Stärkung der digitalen Souveränität der

Bundesverwaltung [https://mdb.anke.domscheit-

berg.de/wp-content/uploads/231205_KA_OpenSource-

Beschaffungswesen-Antwort-BuReg_Geschwaerzt.pdf]
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